
1 StPO — 4. Kapitel 106

§245
Schriftliche Absetzung des Urteils

(1) Das Urteil ist während der Beratung schriftlich zu begründen und 
von allen Richtern zu unterschreiben.

(2) Die Bezeichnung des Tages und Ortes der Sitzung sowie die Namen 
der Richter, der Schöffen, des Staatsanwalts, des Verteidigers, des gesell­
schaftlichen Anklägers, des gesellschaftlichen Verteidigers und des Pro­
tokollführers, die an der Sitzung teilgenommen haben, sind in das Urteil 
aufzunehmen.

(3) Die Ausfertigungen der Urteile sind von dem dazu ermächtigten 
Mitarbeiter des Gerichts zu unterschreiben und mit dem Gerichtssiegel 
zu versehen.

§246
U rteils verkündung

(1) Das Urteil wird im Namen des Volkes Öffentlich verkündet.
(2) Die Verkündung erfolgt durch Verlesung der Urteilsformel und der 

Urteilsgründe.
(3) Die Hauptverhandlung kann zur Vorbereitung der Urteilsverkün­

dung bis zu drei Tagen unterbrochen werden.
(4) Die Verkündung schließt mit einer mündlichen Belehrung über 

das zulässige Rechtsmittel sowie das Recht auf Einsicht in das Protokoll 
und auf dessen Berichtigung und Ergänzung. Dem Angeklagten ist eine 
schriftliche Rechtsmittelbelehrung auszuhändigen.

(5) Durch einen besonderen Beschluß des Gerichts kann unter den 
Voraussetzungen des § 211 auch für die Verkündung der Urteilsgründe 
oder eines Teiles davon die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden.

§247
Vorläufige Einstellung

Das Gericht spricht die vorläufige Einstellung des Verfahrens aus, 
wenn
1. der Angeklagte abwesend ist, nach der Tat geisteskrank geworden 

oder sonst schwer erkrankt ist;
2. die zu erwartende Maßnahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 

neben einer weiteren Maßnahme, die der Angeklagte wegen einer 
anderen Straftat zu erwarten hat, nicht ins Gewicht fällt;

3. der Angeklagte wegen der Straftat einem anderen Staat ausgeliefert 
wird.

§248
Endgültige Einstellung

(1) Das Gericht spricht die endgültige Einstellung aus, wenn
1. die gesetzlichen Voraussetzungen zur Strafverfolgung fehlen;


